
Gastkommentar. Über Widersprüche im
Lebenslauf von Stefan Kaineder, dem grünen
Spitzenkandidaten in Oberösterreich.

Ein „Fall Baerbock“
in Oberösterreich?
VON STEFAN BROCZA

S elbst Polit-Insidern und ak-
tiven Nationalratsabgeord-
neten ist kaum bekannt,

dass man gleichzeitig Landtags-
abgeordneter und Abgeordneter
zum Nationalrat sein kann. Arti-
kel 59 B-VG verbietet nämlich
nur die gleichzeitige Mitglied-
schaft in Nationalrat, Bundesrat
oder Europaparlament. Der Spit-
zenkandidat der Grünen in Ober-
österreich, Landesrat Stefan Kai-
neder, war so ein ungewöhnli-
cher und seltener Ämterkumulie-
rer. Von 2015 bis zum 29. Jänner
2020 durchgehend Landtagsab-
geordneter in Linz, saß er auch
noch von Oktober 2019 bis Jän-
ner 2020 im Nationalrat.

Wäre dies allein nicht schon
mehr als ungewöhnlich, macht
eine andere Tatsache noch stut-
ziger: Kaineder verschweigt die-
ses Doppelmandat in seinen offi-
ziellen Lebensläufen konse-
quent. Offensichtlich möchte der
selbst ernannte Saubermann, der
so großen Wert auf seine „christ-
lich-soziale“ Basis legt, an diesen
demokratiepolitischen Ausrut-
scher in seiner Karriere nicht
gern erinnern.

Es gibt drei offizielle Lebens-
läufe von Kaineder. Einer befindet
sich auf der Homepage des Parla-
ments, einer bei der oberösterrei-
chischen Landesregierung und
schließlich einer bei den Grünen.
Alle drei differieren, was die An-
gaben zur Mandatsdauer und
zum politischen Werdegang an-
gehen. Beim österreichischen
Parlament lässt sich die Mitglied-
schaft im Nationalrat schlecht
verschweigen – dafür wird ange-
geben, bereits 2019 aus dem
Landtag ausgeschieden zu sein.
Damit wird suggeriert, dass man
in Linz zurückgelegt habe, bevor
man in Wien ein Mandat ange-
nommen habe. Bei den anderen
Lebensläufen wird das Mandat
im Nationalrat vollständig ver-
schwiegen und behauptet, man
sei bereits 2019 aus dem Landtag
ausgeschieden. Auch auf expli-
zite schriftliche Nachfrage teilt
das Büro von Kaineder mit, dass
dies so sei. Offensichtlich hat der
grüne Umweltlandesrat verges-

sen, dass er selbst ein Schreiben
an den Landtag geschickt hat, in
dem er mitteilt, dass er erst mit
Ablauf des 29. Jänner 2020 auf
sein Mandat verzichtet.

Aber auch bei anderen Anga-
ben in seinen Lebensläufen er-
kennt man „feine Unterschiede“.
Einmal etwa hat er Religionspäd-
agogik studiert, in den beiden
anderen Fällen ist er gar studier-
ter Theologe. Und natürlich
macht es in der öffentlichen
Wahrnehmung einen Unter-
schied, ob jemand „Religionsleh-
rer“ oder eben „Theologe“ ist. Bei
Ersterem denkt der Normalbür-
ger an seine Erfahrungen wäh-
rend der eigenen Schulzeit, bei
Zweiterem eher doch an intellek-
tuelle Ausnahmegestalten.

Mehr Schein als Sein
Das alles erinnert an die Spitzen-
kandidatin der deutschen Grü-
nen, Annalena Baerbock. Auch
sie hat ihren Lebenslauf ein we-
nig geschönt. Auch bei ihr gibt es
mehr Schein als Sein. Und ir-
gendwie passt diese Schlampig-
keit, was eigene Dinge angeht,
auch gut zum Gesamtbild der
Grünen in Oberösterreich. War
Kaineders Vorgänger Rudolf An-
schober doch noch bis vor weni-
gen Tagen als Redner unter einer
offiziellen E-Mail-Adresse der
Grünen zu buchen. Man stelle
sich nur den moralisch erhobe-
nen Zeigefinger und das politi-
sche Geschrei vor, hätte etwa Al-
fred Gusenbauer nach seinem
Ausscheiden aus der Politik sein
Kasachstan-Lobbying via offiziel-
ler SPÖ-Adresse feilgeboten.

Einen zweiten Fall Baerbock
wird der ehemalige Bildungsrefe-
rent der katholischen Jungschar
Oberösterreichs aber dennoch
wohl nicht fürchten müssen. Da
er lediglich ein Bachelorstudium
an der katholischen Privatuniver-
sität Linz absolvierte, ist er allein
schon dadurch vor politisch mo-
tivierten Plagiatsjägern gefeit.
Seine Universität hat nämlich
alle Bachelorarbeiten gesperrt
und damit einer öffentlichen Ein-
sicht, Lektüre und Überprüfung
entzogen.
Mag. Stefan Brocza (* 1967) ist Experte
für Europarecht und int. Beziehung.

PIZZICATO

Hoamatland
O b der CDU-Spitze am Sonntagabend im Berliner Konrad-Ade-

nauer-Haus zum Singen und Schunkeln zumute sein wird? Ob
sie „Die Wacht am Rhein“ oder ein rheinisches Karnevalslied à la
„Viva Colonia“ anstimmen wird? Der Männerbund aus Nordrhein-
Westfalen um Laschet, Merz, Spahn, Röttgen und Ziemiak tritt je-
denfalls in Chorstärke an. Die Zeichen deuten indes eher auf Disso-
nanzen und darauf, dass manche die Messer wetzen.

In München leiden sie ohnehin an Phantomschmerzen. Kein
„Oans, zwoa, gsuffa“. Das vermaledeite Virus hat ihnen schon zum
zweiten Mal in Folge das Oktoberfest verdorben, und womöglich ist
die Stimmung der Wähler auch deshalb umgeschlagen. Im Hosen-
sack ballen die Söders die Faust, und im Mund führen seine CSUler
Flüche gegen ihre christdemokratischen Parteifreunde.

Neidvoll blicken sie zu ihren Freunden jenseits des Inns. In Linz
ist alles angerichtet für eine Jubelfeier, die mit der Landeshymne
ausklingen wird, wie sie manche Exil-Oberösterreicher in der Frem-
de zu nachtschlafender Zeit und zur Sperrstunde mit feuchten Au-
gen intonieren – so zumindest geht das Gerücht. „Hoamatland, han
di so gern. Wia a Kinderl sein Muader, a Hünderl sein Herrn“, heißt
es darin schlicht. Zur Zugabe fällt „Mandy“ Haimbuchner dann
vielleicht in die letzte Strophe ein: „Dahoam is dahoam.“ (vier)

Reaktionen an: thomas.vieregge@diepresse.com
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Eine Steuersenkung wird
sich so nicht ausgehen
„Eine Steuersenkung ist noch lang
keine Reform“, Leitartikel von
Gerhard Hofer, 23. 9.
Bisher wurde nur, vor allem vom
grünen Reichsviertel der Regie-
rung, die CO2-Steuer thematisiert,
und die soll saftig ausfallen. Eine
Steuersenkung wird sich auf diese
Art nicht so wirklich ausgehen.

Um die angekündigte Ent-
lastung zu realisieren, müssten
Lohn- und Einkommensteuer
überproportional gesenkt werden,
denn wenn die Gegenfinanzierung
beispielsweise das Gesundheits-
wesen oder die Pensionen trifft, ist
das Ganze für viele nicht einmal
ein Nullsummenspiel. Und zum
Klimaschutz und zur Senkung der

Abgaben auf Arbeit kommen noch
wichtige Ziele wie Entlastung der
Familien und berufstätiger Frauen
mit Anrechnung von Kindererzie-
hungszeiten auf die Pensionen
oder Investitionen in die Infra-
struktur, beides für die Zukunft des
Landes von eminenter Bedeutung.

Um als Reform wahrgenom-
men zu werden, ist schlimmsten-
falls weitgehende Aufkommens-
neutralität mit einem zumindest
leicht positiven Saldo für den Bür-
ger notwendig, sonst wird die ge-
plante CO2-Steuer zum getarnten
Geldbeschaffungsinstrument eines
Hochsteuerstaats.
Mag. Martin Behrens, 1230 Wien

Für die Familien geht es
weiter mit der Schikane
Quarantäne an Schulen – ein
Erfahrungsbericht
Die Klasse meines Sohnes (elf
Jahre) ist aufgrund positiver Tes-
tungen von Klassenkameraden seit
Dienstagabend in Quarantäne. Mir
wurde am Dienstag durch die Ge-
sundheitsbehörde mitgeteilt, dass

sich mein Sohn in Quarantäne be-
findet und nach fünf Tagen mittels
PCR-Test freitesten kann. Seine
Brüder und wir Eltern dürfen nor-
mal zur Arbeit bzw. Schule! Am
Dienstag wurde noch in der Schule
der PCR-Test gemacht, dieser war
bei meinem Sohn negativ.

Am Donnerstag erneut ein
Anruf der Gesundheitsbehörde,
ein Teamkollege seiner Fußball-
mannschaft ist positiv. Logisch, sie
sind in der gleichen Klasse! Nun
muss mein Sohn bis einschließlich
29. 9. in Quarantäne und sich zwei-
mal einem PCR-Test unterziehen,
ansonsten gelten 14 Tage Quaran-
täne.

Warum wird die Quarantäne
verlängert?! Das letzte Zusammen-
treffen der Fußballmannschaft war
am Sonntag, 19. 9., also war er da-
nach noch zwei Tage in der Schule!
Zudem ist Fußball ein Freiluft-
sport. Ist dort die Möglichkeit der
Ansteckung nicht um ein Viel-
faches geringer als in der Klasse?
Ich kann solche Bestimmungen
nicht nachvollziehen.

Ich habe die Beamten der

Klimawende braucht
Wendediplomatie
Eine Feldstudie in Österreich liefert Deutschlands nächster Regierung
Ideen, um dem „European Green Deal“ seinen Schrecken zu nehmen.

VON VERENA RINGLER

2 050 sollen in der EU keine
Netto-Treibhausgasemissio-
nen mehr freigesetzt werden

und das Wirtschaftswachstum von
der Ressourcennutzung abgekop-
pelt sein: Der im Dezember 2019
vorgestellte European Green Deal
(EGD) und damit der profunde
Umbau unserer Wirtschaft und
unseres gesellschaftlichen Verhal-
tens stehen als Generationen-Auf-
gabe vor uns. Die Zeit drängt, ha-
ben wir am Freitag wieder von ei-
nigen Millionen Klimaaktivisten
auf den Plätzen und Straßen welt-
weit gehört.

Die steuernde und ordnungs-
politische Aufgabe ist massiv und
voraussetzungsreich, entnehmen
wir dem aktuellen Klima-Geset-
zesbündel der EU namens „Fit for
55“, das Regelungen für Energie-
wirtschaft und Verkehr, Industrie
und Gebäude etc. enthält.

Wie kann die Klimawende im
Konkreten gelingen? Welche Be-
obachtungen und Ideen, Risken

und Forderungen artikulieren 50
Führungskräfte und Gestalter in
Niederösterreich, Tirol und Vorarl-
berg? Bürgermeisterinnen Helga
Rosenmayer in Gmünd und Ange-
lika Schwarzmann in Alber-
schwende, Landtagsabgeordnete
Christina Metzler in Bregenz und
Landesrat Toni Mattle in Inns-
bruck, Unternehmer Hubert
Rhomberg (Creed) und Johannes
Gutmann (Sonnentor), Flughafen
Wien AG Vorstandsmitglied Gün-
ther Ofner und der Lehrlingsaus-
bildner der Hydro in Nenzing,
Ibrahim Halil Altundal – sie alle
sind vielen Fragen zum European
Green Deal in ihrer Region und ih-
rem Umfeld in den vergangenen
Monaten auf den Grund gegangen.

Dies im Rahmen einer qualita-
tiv angelegten Tiefenstudie des un-
abhängigen Think and Do Tanks
European Commons und der Kon-
rad Adenauer Stiftung – Multilate-
raler Dialog (Wien). Die Ergebnis-
se aus den Gesprächen liegen nun
vor. Sie werden am kommenden
Montag veröffentlicht:

1. Die Studienteilnehmer betrach-
ten den EGD als Führungsaufgabe.
Ob Medienhaus oder Museum, Ge-
meinde oder Unternehmen – der
Fahrplan des European Green
Deals müsse „Chefsache“ sein oder
werden. Die größten Risken am
Weg zur Klimaneutralität seien
nämlich nicht technischer, sondern
politischer, kultureller und kom-
munikativer Natur. Der EGD solle
weder Wahlkämpfern noch ideolo-
gischen Pattstellungen überlassen
werden. Das Dossier dürfe nicht in
eigenen Umwelt- oder Klimaabtei-
lungen geparkt werden. Auch kön-
ne der EGD nicht dem Mittelbau
einer Organisation oder Körper-
schaft überantwortet werden. Viel-
mehr schöpfe man Inspiration aus
dem Führungsethos und der Art,
wie Österreichs Koalitions- und So-
zialpartner vor dreißig Jahren den
EU-Beitritt des Landes strategisch
geeint vorbereitet und vielfach
auch kommuniziert hätten.

2. Die Klimawende ist laut Stu-
dienteilnehmern Anlass und
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EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen bei der Präsentation des European Green Deal in Brüssel, 14. 7. 2021. [ APA/AFP/John Thys]



Nie war in den
vergangenen Jahren
der Ruf nach der
Rolle des Staates
(. . .), nach seinem
Sicherheitsnetz
lauter als jetzt.

QUERGESCHRIEBEN
VON ANNELIESE ROHRER

Die Angst vor einem „neuen
sozialdemokratischen Moment“
Eine Bundestagswahl wie keine andere zuvor. Danach werden sich viele an Angela
Merkel abarbeiten, statt kühl zu analysieren. Österreich sollte sich zurückhalten.

W ie immer die Wahl am Sonntag
ausgeht in . . . nein, nicht in
Graz, nicht in Oberösterreich.

Obwohl, das muss man sich auch zu Ge-
müte führen: Zwei Männer streiten und
der Chef einer parlamentarischen Partei
kündigt mitten in einer Krise eine „per-
sönliche Erklärung“ an. Alle halten den
Atem an: Geimpft oder nicht geimpft, das
war die Frage. Solche Ereignisse machen
das Alleinstellungsmerkmal Österreichs
aus. Geht’s noch kindischer?

Aber zurück zum Start: Wie immer
die Wahl in Deutschland ausgeht, welche
Koalition immer danach realistisch sein
wird, etliche, wenn nicht sogar die meis-
ten, Kommentatoren wer-
den sich an der scheidenden
Bundeskanzlerin Angela
Merkel (CDU) abarbeiten
und genüsslich ihre Fehler-
liste präsentieren. Ganz
oben wird ihr berühmter
Satz „Wir schaffen das“ aus
der Zeit des Flüchtlingsdra-
mas 2015 stehen. Wolfgang
Schüssel und der ehemalige
EU-Kommissionspräsident
Jean Claude Juncker rückten
das jüngst in Interviews zurecht. Schüs-
sels Gegenfrage: „Hätte sie sagen sollen:
Wir schaffen das nicht?“ In den vergan-
genen sechs Jahren war nur von Merkels
Fehler die Rede, nie davon, was dies für
Österreich bedeutet hätte. Juncker attes-
tierte Merkel vor einer Woche im „Ku-
rier“ die Fähigkeit, die Dinge „vom Ende
her“ anzudenken. Eine Fähigkeit, die in
der österreichischen Politik meist unter-
entwickelt war und ist.

Hätte Merkel es damals nicht ange-
kündigt, hätte – so Juncker – Deutschland
die Grenzen geschlossen, die bewaffnete
Bundespolizei dorthin geschickt und Ös-
terreich so zur Aufnahme der Flüchtlinge
gezwungen, denn die waren bereits an
die Grenze transportiert worden. Zurück-
haltung in Österreich wäre also ange-
bracht, selbst wenn die Union in den
kommenden Monaten das Kanzleramt in
Berlin verlieren sollte.

Zurückhaltung wird es aber nicht ge-
ben, sollte die SPD mit dem Ad-hoc-Fa-
voriten Olaf Scholz stärkste Partei wer-
den: Merkel wird schuld an einem Links-
ruck und daran sein, dass die eigentlich
schon totgesagte Sozialdemokratie selbst

im wichtigsten EU-Land ein unerwarte-
tes Lebenszeichen von sich gibt. Eben
nicht nur wie jüngst bei der Wahl in Nor-
wegen oder überhaupt in den skandina-
vischen Ländern. Dann werden in Kom-
mentaren die Schreckgespenster der Ver-
gangenheit hervorgeholt, wie ja auch
schon bei Straßenbefragungen in
Deutschland in den vergangenen Tagen
hörbar wurde: Da war vom real existie-
renden Sozialismus in der DDR, gar von
Kommunismus die Rede, ganz so als
würden überraschende Wahlergebnisse
einen Freibrief für Angriffe auf intellek-
tuelle Redlichkeit und Differenzierung
ausstellen. In den USA hat die Verwir-

rung der Begriffe Tradition
und entfaltet dort auch poli-
tische Wirkung. Auch des-
halb hat Ex-Präsident Do-
nald Trump immer wieder
vor dem Kommunismus ge-
warnt, der bei einem Wahl-
sieg der Demokraten drohe.
Vielleicht sollte man zur Be-
ruhigung einen Beitrag des
US-Journalisten E. J. Dionne
Jr. lesen, in dem er sich auch
auf Scholz bezieht: „Wir le-

ben in einem neuen sozialdemokrati-
schen Moment“ Wunschdenken oder
treffende Analyse? In der Covid-Krise, so
argumentiert er, habe sich gezeigt, dass
die Marktwirtschaft nur gemeinsam mit
einem starken sozialen System auf der
Basis einer Leistungsgesellschaft mit
Chancen für viele funktioniere.

Darüber kann man doch auch in Eu-
ropa nach den Erfahrungen der letzten
18 Monate ohne Panik nachdenken: Nie
war in den vergangenen Jahren der Ruf
nach der Rolle des Staates, nach seiner
Intervention, nach seinem Sicherheits-
netz lauter als jetzt.

I n einem Gastbeitrag auf diesen Sei-
ten hat die ehemalige Mitarbeiterin
von Wolfgang Schüssel, Heidi Glück,

von den „linken Marken“ geschrieben.
Was bitte ist an „fairen Mieten“, „siche-
ren Arbeitsplätze“ und „Pensionen“
links?

Statt am Montag zu hyperventilieren
und Merkel mit Vorwürfen zu überschüt-
ten, sollte man kühl analysieren.
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Gesundheitsbehörde am Telefon
gefragt, ob ich für diese Zeit der
Quarantäne Sonderurlaub be-
komme, da ich mein Kind ja kaum
allein lassen kann. Ich bin berufs-
tätig. Das konnte mir keiner beant-
worten. Stattdessen wurde mir
empfohlen, die Großeltern um
Beaufsichtigung zu bitten. Ich
habe den Beamten gefragt, ob dies
erlaubt sei, wenn mein Kind in
Quarantäne ist – keine eindeutige
Antwort.

Kurz darauf erhielt ich den Ab-
sonderungsbescheid meines Soh-
nes. Darin steht ausdrücklich:
„Kontakte zu haushaltsfremden
Personen sind zu unterlassen und
zu haushaltseigenen Personen auf
ein Mindestmaß zu reduzieren.“ So
viel zu den geschulten Mitarbeitern
bei der Gesundheitsbehörde, nicht
einmal diese haben bei solchem
Schwachsinn einen Durchblick!

Aber mit uns Familien kann
man es ja machen. Nach den letz-
ten 18 Monaten, mit Distance
Learning, Social Distancing usw.
geht es mit der Schikane weiter.
DI Birgit Genser, Trebesing

Das Volk bezahlt
„Geldstrafe für Polen wegen Kohle“,
von Oliver Grimm, 21. 9.
Ich möchte darauf hinweisen, dass
keineswegs die verantwortliche
polnische Regierung Euro 500.000
pro Tag zahlen muss, sondern –
wie in solchen Fällen weltweit
üblich – das steuerzahlende Volk!
Mag. Martin Zankl, 9500 Villach

Die Vorschriften
ändern sich rasant
„Was Genesene wissen müssen“,
von Köksal Baltaci, 24. 9.
Ihr Artikel gibt die aktuelle Situa-
tion in einem Punkt nicht korrekt
an: Seit 15. 9. ist der Grüne Pass
nicht neun, sondern zwölf Monate
(genauer: 360 Tage) ab der zweiten
Impfung gültig, ebenso nach der
ersten Impfung von Genesenen.
Die Vorschriften sind so komplex
und ändern sich so rasant, dass
das Sozialministerium den Gültig-
keitsrechner auf seiner Homepage
deaktivieren musste.
Dr. Wolfgang Scheibelhofer, 1070 Wien

Was hat diese Regierung
nicht alles versprochen
„Es wird eng, liebe Bundesregie-
rung“, Gastkommentar von Georg
Vetter, 23. 9.
Der Vorsitzende der Alterssiche-
rungskommission, Walter Pöltner,
ist zurückgetreten, in bester öster-
reichischer Beamtentradition, weil
seine auf wissenschaftlichen Fak-
ten beruhende Überzeugung von
der politischen Führung „nicht
einmal ignoriert” wird. Der Gast-
kommentar von Georg Vetter
bringt die Sache noch einmal auf
den Punkt, wenn er sagt, dass die
„Bevölkerung des Landes . . . die
Suppe irgendwann auslöffeln“
wird müssen. Genauer gesagt sind
dies unsere Kinder und Enkel, und
warum sich die Jugend das wider-
spruchslos gefallen lässt, ist eines
der damit verbundenen Rätsel.

Was hat uns die Bundesregie-
rung bei ihrem Amtsantritt nicht
alles versprochen!

Keines der bekannten Pro-
bleme – Pensionssicherung,
Pflegenotstand, Föderalismus-

Schiefstände etc. – ist auch nur
ansatzweise angegangen worden.
Die Maßnahmen zur Eindäm-
mung der Klimakrise bewegen sich
bislang im Micky-Maus-Bereich.
Hat die Regierung anfangs durch-
aus respektabel auf die Pandemie
reagiert, so haben Zögerlichkeit
und Nichtstun im Sommer und
Herbst auch dieses Bild schwer
beschädigt.

„Es wird eng, liebe Bundes-
regierung“ – wie wahr!
Ferdinand Mayrhofer-Grünbühel,
1030 Wien

In „ASVG“ steckt
das Wörtchen „sozial“
Bevor die Diskussion über ASVG-
Pensionen weitergeführt wird,
möge eine Grundsatzentscheidung
getroffen werden: Soll das Pen-
sionsgesetz eine Pensionshöhe
fordern, die den Bezieher der Pen-
sion ernähren kann, oder soll das
Pensionsgesetz eine Pensionshöhe
zulassen, die bloß den Anschein
eines Sozialstaats aufrechterhält?
Zur Entscheidungsfindung möge

der Hinweis dienlich sein, dass be-
reits den Altvordern, die das Pen-
sionsgesetz beschlossen haben,
bewusst war, dass der Staat mit den
Pensionsbeiträgen allein die Pen-
sionsleistungen nicht erfüllen kann
und so fehlende Beträge aus dem
Budget zuschießen muss.

Zudem möge man in der Fin-
dung der Grundsatzentscheidung
nicht außer Acht lassen: In der
Abkürzung „ASVG“ steckt das
Wörtchen „sozial“.
Robert Stefanovics, 1100 Wien

Auftrag, um die regionale und
cross-sektorale Innovation zu för-
dern. Der EGD sei den Agenden
der Standortpolitik zuzuordnen.
Landespolitik solle dafür den Rah-
men schaffen. Am Brüsseler
Ausschuss der Regionen könnte
man eine EGD-Taskforce ins Leben
rufen, die den Erfahrungs- und
Wissensaustausch zwischen den
Regionen bündelt.

Die global und innovativ auf-
gestellten Klein- und Mittelbetrie-
be und Familienunternehmen ent-
lang des Alpenbogens wiederum
böten sich als First Mover Gruppe
entlang der EGD Roadmap an, mit
möglichen Mehrwerten für den ge-
samten Binnenmarkt. Doch solche
Initiativen würden neue Rahmen
dafür brauchen, wie Privatwirt-
schaft, Zivilgesellschaft und öffent-
liche Hand unbürokratisch und
vorwärtsorientiert zusammenwir-
ken können.

Laut den 50 befragten Füh-
rungsfiguren und Vorreitern wür-
den die Bundesländer das Hand-
lungsfeld der regionalen Klima-
wende standortspezifisch und
stärkenbetont herausarbeiten wol-
len:

I In Niederösterreich könnte es
um den Einsatz eines EGD-Beauf-
tragten an der Landesregierung
und um die Gründung einer Kom-
munalen Lernplattform EGD ge-
hen. Denkbar sind grenzüber-
schreitende Energie- und Mobili-
tätsgemeinschaften sowie eine Pi-
lotregion „Kreislaufwirtschaft“
Wien-Niederösterreich.
I In Tirol könnte es darum gehen,
eine EGD-Tourismusstrategie aus-
zuarbeiten, hidden champions aus
Kultur, Bildung und Gesellschaft
an den Tisch zu holen und die For-
schung und Entwicklung in peri-
pheren Räumen zu stärken.
I Für Vorarlberg drängt sich die
Gründung einer Unternehmerini-
tiative bzw. einer EGD Academy
auf. Man würde die Themen
„Green and Regional Finance In-
novation“, Zukunft des Handwerks
und den Umgang mit Ressourcen
weiterentwickeln. Man denkt an
ein Angebot für „EGD-Modellre-
gionen“, inspiriert vom Pro-

grammdesign der Europäischen
Kulturhauptstädte.

3. Die Klimawende steht und fällt
mit dem Zusammenspiel der Ebe-
nen Region, Hauptstadt und Brüs-
sel. In den untersuchten Regionen
zeigt man sich bereit, im Sinne des
EGD zu handeln, Maßnahmen zu
testen, Konflikte zu überwinden
und Neues zu probieren. Das funk-
tioniere, solang der EGD nicht als
Regulierungsauftrag von Brüssel
einseitig „heruntergereicht“ wür-
de. Sondern, wenn die Vertreter
der Hauptstädte mit den Pionieren
und Praktikern in den Regionen,
Städten und Dörfern, Unterneh-
men und Bildungsnetzwerken von
Anfang an in Kontakt treten.

Im Gegensatz zur Euro-Ein-
führung oder der Ost-Erweiterung
gelte es jetzt beim European Green
Deal, gemeinsam mögliche Syner-
gien und Sackgassen am Weg zur
Dekarbonisierung zu erkunden
und regionale Wechselwirkungen
oder Effekte klimaschützender
Maßnahmen zu beforschen. Das
Wissen um EU-Netzwerke und um
EU-Forschungs- und Förderpro-
gramme zum EGD dürfe keine
Holschuld regionaler Gestalter
sein. Man erwarte sich zeitgemäße
Formate für den Austausch und
die Zusammenarbeit mit den Ent-
scheidern in den Hauptstädten
und Brüssel.

Regionale Impulse für EU
Was bedeuten diese Botschaften
und Ideen für Deutschland und
Frankreich, ohne deren gemein-
same Initiativen bisher keine Wei-
terentwicklung der EU denkbar ist?
Was können die Vertreter beider
Staaten in der gegenwärtigen eu-
ropapolitischen Zwischenphase
tun – morgen wählt Deutschland,
2022 wählt Frankreich –, um dem
EGD seinen Schrecken zu neh-
men? Um die Klimawende als ge-
meinsame Sache von Millionen zu
organisieren, zu der Bürger direkt
beitragen können, ob als Teilneh-
mer im EGD-Summercamp, als
Gastfamilie in einem EGD-Jugend-
werk?

Die befragten Gestalter – selbst
allesamt erfahren im Bohren di-
cker Bretter – skizzieren ihre Vi-
sion in drei Worten: „Wir sind
EGD.“ Um dieses gemeinschaftli-
che Vorwärtsmoment zu errei-
chen, mögen die EU-Regierungs-
chefs jetzt in das scheinbar weiche
und systematisch übersehene Feld
der Vorbereitungen und der Ver-
trauensbildung investieren, dahin,
wo es „menschelt“. In jene Mittel
und Wege, die Europa nach vorn
gebracht haben: Kontakte zuei-
nander. Raum für Konflikte. Zeit
für den Kulturwandel.

E-Mails an: debatte@diepresse.com
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